
 

BUNDESGERICHTSHOF 
BESCHLUSS 

Xa ZB 10/09 

vom 

15. April 2010 

in dem Rechtsbeschwerdeverfahren 

betreffend das Gebrauchsmuster 201 22 096 

Nachschlagewerk: ja 
BGHZ:  nein 
BGHR:  ja 
 
 

      Walzenformgebungsmaschine 
 
PatG §§ 93 Abs. 1, 100 Abs. 3 Nr. 3; GG Art. 103 Abs. 1 

 
a) Die deutschen Gerichte haben Entscheidungen, die durch die Instanzen 

des Europäischen Patentamts oder durch Gerichte anderer Vertragsstaaten 
des Europäischen Patentübereinkommens ergangen sind und eine im We-
sentlichen gleiche Fragestellung betreffen, zu beachten und sich gegebe-
nenfalls mit den Gründen auseinanderzusetzen, die bei der vorangegange-
nen Entscheidung zu einem abweichenden Ergebnis geführt haben. Dies 
gilt auch, soweit es um Rechtsfragen geht, beispielsweise um die Frage, ob 
der Stand der Technik den Gegenstand eines Schutzrechts nahegelegt hat. 

 
b) Nicht jede Verletzung dieser Pflicht verletzt den Anspruch der betroffenen 

Partei auf rechtliches Gehör. 
 
BGH, Beschl. v. 15. April 2010 - Xa ZB 10/09 - Bundespatentgericht  
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Der Xa-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 15. April 2010 durch 

die Richter Prof. Dr. Meier-Beck und Keukenschrijver, die Richterin Mühlens 

und die Richter Dr. Bacher und Hoffmann 

beschlossen: 

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluss des 35. Senats 

(Gebrauchsmuster-Beschwerdesenats) des Bundespatentgerichts 

vom 19. Mai 2009 wird auf Kosten der Antragsgegnerin zurück-

gewiesen. 

Gründe: 

I. Die Antragsgegnerin ist Inhaberin des Gebrauchsmusters 

201 22 096 (Streitgebrauchsmusters), das eine Walzenformgebungsmaschine 

betrifft. Das Schutzrecht wurde am 14. Januar 2004 im Wege der Abzweigung 

aus einer europäischen Patentanmeldung angemeldet. Diese Patentanmeldung 

hat in der Folgezeit zur Erteilung des europäischen Patents 1 339 508 geführt, 

das in dem ebenfalls von der Antragstellerin eingeleiteten Einspruchsverfahren 

in geänderter Fassung aufrechterhalten worden ist. 

1 

2 Die Antragstellerin hat im vorliegenden Löschungsverfahren geltend ge-

macht, der Gegenstand des Streitgebrauchsmusters sei nicht schutzfähig. Die 

Antragsgegnerin hat das Schutzrecht in geänderter Fassung verteidigt. Das 

Patentamt hat das Streitgebrauchsmuster insoweit gelöscht, als es über die 

verteidigte Fassung hinausgeht, und den weitergehenden, auf vollständige Lö-

schung gerichteten Antrag zurückgewiesen. In der Beschwerdeinstanz hat die 
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Antragsgegnerin das Schutzrecht in abermals geänderter Fassung verteidigt. 

Das Patentgericht hat das Streitgebrauchsmuster in vollem Umfang gelöscht.  

Hiergegen wendet sich die Antragsgegnerin mit der - nicht zugelassenen - 

Rechtsbeschwerde, der die Antragstellerin entgegentritt. 

3 

II. Die Rechtsbeschwerde ist statthaft, weil die Antragsgegnerin Rechts-

beschwerdegründe im Sinne von § 18 Abs. 4 Satz 2 GebrMG in Verbindung mit 

§ 100 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 6 PatG geltend macht. Das Rechtsmittel ist jedoch 

unbegründet, weil keine der erhobenen Rügen durchgreift. 

4 

1. Das Patentgericht hat ausgeführt, der Gegenstand des Streit-

gebrauchsmusters in der zuletzt verteidigten Fassung der Schutzansprüche sei 

durch die deutsche Patentschrift 196 12 239 (D11) und die US-Patentschrift 

3 051 214 (D8) nahegelegt.  

5 

6 2. Die Rechtsbeschwerde rügt, das Patentgericht habe den Vortrag der 

Antragsgegnerin übergangen, wonach die Einspruchsabteilung des Europä-

ischen Patentamts bei inhaltsgleichem Vortrag das europäische Patent mit den 

Patentansprüchen 3 bis 7, die mit den Schutzansprüchen 1 und 2 des Streit-

gebrauchsmusters identisch seien, aufrechterhalten habe. Damit habe es den 

Anspruch der Antragsgegnerin auf Gewährung rechtlichen Gehörs verletzt. Au-

ßerdem sei die angefochtene Entscheidung insoweit nicht mit Gründen verse-

hen.  

Beide Rügen sind unbegründet. 7 

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs recht-

fertigt eine sachlich fehlerhafte, unvollständige oder unschlüssige Begründung 

nicht die zulassungsfreie Rechtsbeschwerde nach § 100 Abs. 3 Nr. 6 PatG. 

8 
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Eine Entscheidung ist vielmehr nur dann im Sinne der genannten Vorschrift 

nicht mit Gründen versehen, wenn eines von mehreren selbständigen Angriffs- 

oder Verteidigungsmitteln bei der Begründung übergangen ist (BGHZ 173, 47 

Tz. 16 - Informationsübermittlungsverfahren II m.w.N). Ein selbständiges An-

griffs- oder Verteidigungsmittel in diesem Sinne ist nur bei einem solchen Tat-

bestand gegeben, der für sich allein rechtsbegründend, rechtsvernichtend, 

rechtshindernd oder rechtserhaltend wäre (BGH, Beschl. v. 03.12.1991 

- X ZB 5/91, GRUR 1992, 159, 161 - Crackkatalysator II). Dazu gehört die Fra-

ge der erfinderischen Tätigkeit bzw. des erfinderischen Schritts, nicht jedoch ein 

einzelner Gesichtspunkt, der für deren Bejahung oder Verneinung in Betracht 

zu ziehen ist. 

Im vorliegenden Verfahren musste sich das Patentgericht mit dem unter 

anderem auf die Entgegenhaltungen D8 und D11 gestützten Einwand man-

gelnder Schutzfähigkeit und dem dagegen gerichteten Vorbringen der Antrags-

gegnerin befassen. Diesen Anforderungen wird der angefochtene Beschluss 

gerecht. Das Patentgericht hat dargelegt, aus welchen Gründen es den Gegen-

stand des Streitgebrauchsmusters entgegen der Auffassung der Antragsgegne-

rin als durch den Stand der Technik nahegelegt ansieht. Der in diesem Zusam-

menhang erfolgte Hinweis der Antragsgegnerin auf die abweichende Beurtei-

lung durch die Einspruchsabteilung des Europäischen Patentamts ist kein selb-

ständiges Verteidigungsmittel im oben genannten Sinn, sondern nur eines der 

Argumente, auf die die Antragsgegnerin ihr Vorbringen zur Schutzfähigkeit des 

Gegenstands der verteidigten Schutzansprüche gestützt hat. Der Umstand, 

dass das Patentgericht sich nicht ausdrücklich mit der Auffassung der Ein-

spruchsabteilung befasst hat, könnte allenfalls einen Mangel oder eine Unvoll-

ständigkeit des angefochtenen Beschlusses begründen. Dies reicht für die An-

wendung von § 100 Abs. 3 Nr. 6 PatG nicht aus. 

9 
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Entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde können die Erwägun-

gen, mit denen das Patentgericht die Schutzfähigkeit verneint hat, auch nicht 

als nichtssagend oder inhaltslos angesehen werden. Das Patentgericht hat im 

Einzelnen dargelegt, welche Merkmale es als im Stand der Technik offenbart 

ansieht und aus welchen Gründen es den Gegenstand des Streitgebrauchs-

musters vor diesem Hintergrund als nahegelegt ansieht. Ob diese Erwägungen 

zutreffen, ist für die Beurteilung nach § 100 Abs. 3 Nr. 6 PatG unerheblich (vgl. 

BGHZ 39, 333, 337 - Warmpressen). 

10 

b) Der Rechtsbeschwerdegrund des § 100 Abs. 3 Nr. 3 PatG trägt der 

Bedeutung des verfassungsrechtlich gewährleisteten Anspruchs auf rechtliches 

Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) für ein rechtsstaatliches Verfahren Rechnung, in 

dem jeder Verfahrensbeteiligte seine Rechte wirksam wahrnehmen kann. Dies 

setzt voraus, dass das Gericht das tatsächliche und rechtliche Vorbringen der 

Beteiligten zur Kenntnis nimmt und auf seine sachlich-rechtliche und verfah-

rensrechtliche Entscheidungserheblichkeit prüft und ferner keine Erkenntnisse 

verwertet, zu denen die Verfahrensbeteiligten sich nicht äußern konnten (BGHZ 

173, 47 Tz. 30 - Informationsübermittlungsverfahren II; Sen.Beschl. v. 

22.9.2009 - Xa ZB 36/08, GRUR 2010, 87 Tz. 12 - Schwingungsdämpfer). Da-

bei ist grundsätzlich davon auszugehen, dass das Gericht das von ihm ent-

gegengenommene Parteivorbringen auch zur Kenntnis genommen und in Er-

wägung gezogen hat, ohne dass das Gericht verpflichtet wäre, sich in den 

Gründen seiner Entscheidung mit jedem Vorbringen ausdrücklich zu befassen. 

Geht das Gericht indessen auf den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags 

einer Partei zu einer Frage, die für das Verfahren von besonderer Bedeutung 

ist, nicht ein, lässt dies auf die Nichtberücksichtigung des Vortrags schließen, 

sofern er nicht nach dem Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich oder aber 

offensichtlich unsubstantiiert war (BVerfGE 86, 133, 146; BGHZ 173, 47 Tz. 31 

- Informationsübermittlungsverfahren II). 

11 
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Im vorliegenden Fall brauchte sich das Patentgericht unter dem Gesichts-

punkt der Wahrung des rechtlichen Gehörs der Antragsgegnerin mit der Beur-

teilung durch die Einspruchsabteilung des Europäischen Patentamts in den 

Gründen der angefochtenen Entscheidung schon deshalb nicht ausdrücklich 

auseinanderzusetzen, weil die Antragsgegnerin den Beschluss der Einspruchs-

abteilung nicht vorgelegt und nicht näher vorgetragen hat, auf welche Erwägun-

gen diese Entscheidung gestützt ist. Sie hat ausweislich der Akten lediglich "der 

Vollständigkeit halber und zur Kenntnis des Senats" mitgeteilt, das Patent sei 

"mit zu den vorliegenden Ansprüchen 1 und 3 bis 7 inhaltsgleichen Ansprü-

chen" aufrechterhalten worden.  

12 

Zwar ist es grundsätzlich geboten, dass sich das Patentgericht, wenn es in 

einem Einspruchs-, Löschungs- oder Nichtigkeitsverfahren über die Schutz-

fähigkeit eines Gegenstands zu entscheiden hat, der mit gleichem oder im We-

sentlichen übereinstimmendem Inhalt bereits von der Einspruchsabteilung oder 

einer Beschwerdekammer des Europäischen Patentamts zu beurteilen war, mit 

den Gründen befasst, aus denen das Europäische Patentamt die Schutzfähig-

keit bejaht oder verneint hat. Für die Beurteilung sind in der Regel inhaltlich 

übereinstimmende materiellrechtliche Vorschriften maßgeblich. Abweichende 

Ergebnisse lassen deshalb darauf schließen, dass andere Vorveröffentlichun-

gen herangezogen, diese anders bewertet oder die für die Bewertung maßgeb-

lichen Rechtssätze nicht in übereinstimmender Weise verstanden und ange-

wendet worden sind. Zwar sind weder das Europäische Patentamt noch das 

Bundespatentgericht an vorangegangene abweichende Beurteilungen durch die 

jeweils andere Stelle gebunden. Im Interesse einer möglichst einheitlichen 

Rechtsanwendung erscheint es in der Regel jedoch geboten, sich mit einer ab-

weichenden Entscheidung auseinanderzusetzen.  

13 

Der Bundesgerichtshof hat die Würdigung von Entscheidungen des Euro-

päischen Patentamts bereits früher für geboten erachtet und diese als sachver-

14 
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ständige Stellungnahme von erheblichem Gewicht bezeichnet (BGH, Beschl. v. 

4.5.1995 - X ZR 29/93, GRUR 1996, 757, 759 - Zahnkranzfräser; Beschl. v. 

5.5.1998 - X ZR 57/96, GRUR 1998, 895, 896 - Regenbecken). Im Hinblick auf 

die neuere Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, nach der die Frage, ob 

der Stand der Technik den Gegenstand eines Schutzrechts nahegelegt hat, 

eine Bewertung erfordert und deshalb als Rechtsfrage anzusehen ist (BGHZ 

166, 305 Tz. 28 - vorausbezahlte Telefongespräche; BGHZ 168, 142 Tz. 11 

- Demonstrationsschrank), mag die Bedeutung einer sachverständigen Äuße-

rung im Allgemeinen zwar geringer geworden sein. Den Entscheidungen der 

Einspruchsabteilungen und der Technischen Beschwerdekammern kommt je-

doch auch insoweit erhebliches Gewicht zu, als sie eine Stellungnahme zu ei-

ner Rechtsfrage enthalten, die sich in einem Verfahren vor dem Bundespatent-

gericht oder dem Bundesgerichtshof in gleicher oder ähnlicher Weise stellt. 

Nicht anders als in anderen Fällen potentiell einander widersprechender ge-

richtlicher Entscheidungen erscheint es sowohl unter dem Gesichtspunkt der 

Rechtssicherheit als auch im Interesse einer Harmonisierung der Rechtspre-

chung im Geltungsbereich des Europäischen Patentübereinkommens erforder-

lich, Entscheidungen, die durch die Instanzen des Europäischen Patentamts 

oder andere nationale Gerichte ergangen sind, zu beachten und sich gegebe-

nenfalls mit den Gründen auseinanderzusetzen, die bei der vorangegangenen 

Entscheidung zu einem Ergebnis geführt haben, das von dem später zur Ent-

scheidung berufenen Gericht nicht oder nicht ohne weiteres geteilt wird. 

Nicht jede Verletzung der Verpflichtung zur (gedanklichen) Auseinander-

setzung mit vorausgegangenen abweichenden Entscheidungen verletzt jedoch 

notwendigerweise den Anspruch der betroffenen Partei auf rechtliches Gehör. 

Insoweit kommt es vielmehr auf die Tatsachen und rechtlichen Gesichtspunkte 

an, die von der Partei geltend gemacht worden sind. Die Rechtsbeschwerde 

zeigt nicht auf, dass die Antragsgegnerin mit Bezug auf die Entscheidung der 

Einspruchsabteilung aus ihrer Sicht besonders wichtige tatsächliche oder recht-

15 
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liche Gesichtspunkte angeführt hat, die das Patentgericht zur Vermeidung einer 

Verletzung des Gehörsanspruchs ausdrücklich hätte bescheiden müssen. Ein 

solcher Vortrag ist umso weniger entbehrlich, als die Einspruchsabteilung den 

von der D11 über die D8 führenden Weg, der dem Fachmann nach Auffassung 

des Patentgerichts den Gegenstand des Streitgebrauchsmusters nahegelegt 

hat, soweit ersichtlich ihrerseits nicht ausdrücklich behandelt hat. 

c) Die ergänzend erhobene Rüge, das Patentgericht hätte die Rechts-

beschwerde gemäß § 100 Abs. 2 Nr. 2 PatG zulassen müssen, weil es sich in 

Widerspruch zu der Einspruchsentscheidung des Europäischen Patentamts 

gesetzt hat, ist unzulässig. Die Entscheidung über die Zulassung der Rechts-

beschwerde gemäß § 100 Abs. 2 PatG unterliegt nicht der Nachprüfung durch 

den Bundesgerichtshof. Unabhängig davon stellt die unterschiedliche Beurtei-

lung der Schutzfähigkeit des Gegenstandes eines einzelnen Schutzrechts durch 

das Europäische Patentamt und das Patentgericht für sich genommen noch 

keinen Grund für die Zulassung der Rechtsbeschwerde dar. 

16 

17 3. Die Rechtsbeschwerde rügt, die Heranziehung der Entgegenhaltung 

D11 sei überraschend. Eine besondere Relevanz dieses Dokuments sei nicht 

ersichtlich gewesen und auch von der Antragstellerin nicht geltend gemacht 

worden. Deshalb habe es eines besonderen Hinweises bedurft, um der An-

tragsgegnerin eine angemessene Reaktion zu ermöglichen. 

Diese Rüge ist ebenfalls unbegründet. 18 

Das Patentgericht war nicht gehindert, seine Beurteilung auf D11 zu stüt-

zen, auch wenn die Antragstellerin sich in erster Linie auf andere Entgegenhal-

tungen berufen hat. Zur Wahrung des rechtlichen Gehörs musste es den Betei-

ligten zwar bekannt geben, dass es dieser Entgegenhaltung Bedeutung bei-

misst, und diesen Gelegenheit zur Stellungnahme einräumen. Hierzu genügte 

19 
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aber die Erörterung dieser Fragen in der mündlichen Verhandlung. Eines "be-

sonderen Hinweises", wie ihn die Rechtsbeschwerde für erforderlich hält, be-

durfte es nicht. Die Antragstellerin hat die D11 bereits mit dem Löschungs-

antrag vorgelegt und ihre Auffassung, der Gegenstand des Streitgebrauchs-

musters sei durch den Stand der Technik nahegelegt - unter anderem - auch 

auf diese Entgegenhaltung gestützt. Schon angesichts dessen konnte es für die 

Antragsgegnerin keine Überraschung darstellen, wenn das Patentgericht die 

D11 für seine Beurteilung herangezogen hat.  

4. Die Rechtsbeschwerde rügt, das Patentgericht hätte der Antrags-

gegnerin in der mündlichen Verhandlung durch Erteilung eines Hinweises Ge-

legenheit zur Stellung von bereits vorbereiteten Hilfsanträgen (Anlagen B3a bis 

B3c zur Rechtsbeschwerdebegründung) geben müssen. Sie trägt vor, der Vor-

sitzende habe, als der Vertreter der Antragsgegnerin die Stellung von Hilfs-

anträgen zur Sprache gebracht habe, geantwortet, für den Fall, dass es auf je-

ne Hilfsanträge ankomme, werde das Gericht darauf hinweisen. Deshalb habe 

das Patentgericht darauf hinweisen müssen, dass es beabsichtige, den Haupt-

antrag zurückzuweisen und das Streitgebrauchsmuster zu löschen. 

20 

21 Auch diese Rüge ist unbegründet. 

Zur Wahrung des Anspruchs auf rechtliches Gehör kann es im Einzelfall 

allerdings erforderlich sein, auf die Stellung sachdienlicher Anträge hinzuwirken, 

wie dies § 139 Abs. 1 Satz 2 ZPO vorschreibt, der gemäß § 99 Abs. 1 PatG 

auch für das Verfahren vor dem Patentgericht anwendbar ist. Das Gebot der 

Gewährung rechtlichen Gehörs im Sinne von § 100 Abs. 3 Nr. 3 PatG schließt 

zwar keine allgemeine Pflicht zu Hinweisen an die Parteien im Sinne von § 139 

ZPO oder § 91 PatG ein. Ein solcher Hinweis kann im Hinblick auf das Gebot 

der Gewährung rechtlichen Gehörs aber dann geboten sein, wenn für die Par-

teien auch bei sorgfältiger Verfahrensführung nicht vorhersehbar ist, auf welche 

22 
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Erwägungen das Gericht seine Entscheidung stützen wird (BGH, Beschl. v. 

16.9.2008 - X ZB 29/07, GRUR 2009, 91 Tz. 9 - Antennenhalter m.w.N). Ob 

diese Voraussetzung im Streitfall vorlag, kann dahingestellt bleiben. Nach § 139 

Abs. 1 Satz 2 ZPO reicht es in der Regel aus, wenn die Sach- und Rechtslage 

erörtert und den Beteiligten dadurch aufgezeigt wird, welche Gesichtspunkte für 

die Entscheidung voraussichtlich von Bedeutung sein werden. Eines ausdrück-

lichen Hinweises darauf, wie die Entscheidung ausfallen wird, bedarf es ent-

gegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde grundsätzlich nicht.  

Die von der Rechtsbeschwerde behauptete Äußerung des Vorsitzenden, 

das Patentgericht werde darauf hinweisen, wenn es auf die Stellung von Hilfs-

anträgen ankomme, führt zu keiner anderen Beurteilung. Auch dieser Hinweis 

konnte dadurch erfolgen, dass das Patentgericht die aus seiner Sicht entschei-

dungserheblichen Gesichtspunkte aufzeigte. Einer weitergehenden Belehrung 

oder gar einer Aufforderung zur Stellung von Hilfsanträgen bedurfte es zur 

Wahrung des rechtlichen Gehörs nicht. Mangels besonderer Anhaltspunkte 

- die von der Rechtsbeschwerde nicht aufgezeigt werden - durfte das Patent-

gericht davon ausgehen, dass die Antragsgegnerin die Relevanz der von ihr 

vorbereiteten Hilfsanträge nach Erörterung der Sach- und Rechtslage selbst 

einschätzen konnte und die gebotenen Schlussfolgerungen zog. 

23 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 18 Abs. 4 Satz 2 GebrMG und 

§ 109 Abs. 1 Satz 2 PatG. 

24 
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IV. Eine mündliche Verhandlung hat der Senat nicht für erforderlich 

gehalten (§ 107 Abs. 1 Halbsatz 2 PatG). 

25 

 

Meier-Beck                                    Keukenschrijver                                  Mühlens 

                           Bacher                                                  Hoffmann 

Vorinstanz: 

Bundespatentgericht, Entscheidung vom 19.05.2009 - 35 W(pat) 428/08 -  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


